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Stellungnahme der Kulturpolitischen Gesellschaft e.V. zum  
Programm »Europa für Bürgerinnen und Bürger« (2007–2013) 

 

Das Programm »Europa für Bürgerinnen und Bürger« (2007–2013) und schon 
seine Vorgänger haben sich durch Bürgernähe ausgezeichnet. Die Bürgerbe-
gegnungen und die thematische Netzwerkarbeit zwischen Kommunen, die 
Projekte zur europäischen Erinnerungsarbeit und die Projekte zivilgesell-
schaftlicher Organisationen ermöglichen die transnationale Beschäftigung mit 
Europa, mit den unterschiedlichen Lebensstilen in Europa und der gemeinsa-
men europäischen Geschichte. Darüber hinaus fördern sie die aktive Ausei-
nandersetzung der Teilnehmer/innen mit politischen und gesellschaftlichen 
Fragen, die sowohl in ihrem Alltag eine Rolle spielen als auch Gegenstand der 
EU-Politik sind (Finanzkrise, Energiegewinnung, Umweltfragen, alternde Ge-
sellschaften, Migration, Interkultur etc.). Gerade in diesen Debatten und Re-
flexionen wird das wertvolle Engagement von Bürgerinnen und Bürgern für 
die europäische Integration wirkungsvoll unterstützt, und es werden Interesse 
und Verständnis bei weiteren Bevölkerungskreisen für europäische Kernthe-
men geweckt. 

Mit den geförderten Aktivitäten kann die Kluft zwischen den EU-Institutionen 
und der EU-Politik einerseits und den Bürgerinnen und Bürgern andererseits 
verringert werden, die sich eindringlich 2005 anhand der gescheiterten Refe-
renden zu dem damaligen Verfassungsentwurf zeigte. Sowohl die Geschichte 
der EU als auch die aktuellen wirtschaftlichen und politischen Entwicklungen 
legen nahe, dass es dauerhafter Anstrengungen bedarf, Desinteresse und Un-
kenntnis über die EU-Politik sowie einer wachsenden EU-Skepsis entgegenzu-
wirken. Der europäische Mehrwert des Bürgerschaftsprogramms besteht in der 
Förderung der Reflexion über Europa, des Verständnisses der europäischen 
Herausforderung und der aktiven Mitwirkung an ihrer Lösung in der breiten 
Bevölkerung. 

Die Europäische Union kann nicht 500 Millionen Bürger direkt adressieren. Sie 
braucht Mittler, neben den zivilgesellschaftlichen Verbänden und regierungs-
nahen Organisationen auf nationaler und europäischer Ebene auch solche, die 
lokal und regional verankert sind, wie Kommunen, Vereine und Initiativen. 
Europäische Netzwerke und Verbände sind wichtige Plattformen für den 
transnationalen Austausch zu aktuellen Herausforderungen. Dennoch ist ihre 
Rückwirkung im Sinne von Informationsvermittlung und aktiver Bewusst-
seins- und Meinungsbildung auf die Bürgerinnen und Bürger begrenzt. Viele 
dieser Debatten auf europäischer Ebene und ihre Ergebnisse sind für die Bür-
gerinnen und Bürger kaum zugänglich und verweisen sie wiederum auf eine 
passive Rolle. 

Aus den aktuellen Entwicklungen des Programms »Europa für Bürgerinnen 
und Bürger«, der Zwischenevaluation (Frühjahr 2011), den Veränderungen in 
den Fördermodalitäten seit Anfang 2011 und dem Arbeitsplan für 2012, wird 
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ersichtlich, dass die Europäische Kommission das Bürgerschaftsprogramm neu 
ausrichtet. Die Förderung der bürgernahen, kleineren Projekte wird reduziert, 
die Mittel werden auf größere (und damit weniger) Projekte konzentriert. Die 
auf europäischer Ebene organisierte Zivilgesellschaft wird für den strukturier-
ten Dialog mit der Europäischen Kommission gestärkt. Zugleich wird die top-
down-Kommunikation seitens der Europäischen Kommission forciert. Die Re-
duktion der bürgernahen Förderung hat in diesem Jahr bereits zu großer Ent-
täuschung geführt und stellt ein Programm, das »Europa den Bürgern nahe 
bringen« will, grundsätzlich in Frage. 

Den Ausbau der partizipativen Instrumente für die Zivilgesellschaft auf euro-
päischer Ebene sehen wir als eine Bereicherung der demokratischen Struktu-
ren der EU. Die Förderung zivilgesellschaftlicher Partizipation darf u.E. jedoch 
nicht auf die großen europäischen Akteure beschränkt werden. Wir halten ein 
kleinteiliges Fördersystem mit differenzierten Zuschussmöglichkeiten, das 
finanzielle Anreize zu integrativen, innovativen und bürgernahen Projekten 
schafft, für unbedingt notwendig für die Entwicklung einer lebendigen und 
aktiven europäischen Bürgerschaft. Der damit verbundene höhere Verwal-
tungs- und damit Kostenaufwand muss im Falle des Bürgerschaftsprogramms 
akzeptiert werden. Dieses nimmt eine Sonderstellung ein, da es einen unmit-
telbaren Kontakt der Bürgerinnen und Bürger zu europäischen Themen und 
den EU-Institutionen herstellt. 

Wir bitten die Abgeordneten des Europäischen Parlaments der von der Europä-
ischen Kommission vorgeschlagenen Reduktion des Budgets für das künftige 
Bürgerschaftsprogramms im Mehrjährigen Finanzrahmen 2014–2020 nicht 
zuzustimmen und sich stattdessen für eine Erhöhung der Mittel gegenüber der 
aktuellen Förderperiode einzusetzen. Bei der Ausgestaltung des künftigen 
Programms sollte an einer nennenswerten bürgernahen Projektförderung ne-
ben den strukturierten Partnerschaften mit europäischen Verbänden und 
Netzwerken festgehalten werden. 

Bonn, 20. Juli 2011 
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